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Habe ich in der 1.These (siehe "forum" Nr.3o)
festgehalten, dass die demokratische Staatsform
der kapitalistischen Wirtschaftsform entspricht,
so will dies nicht heissen, dass der Kapitalis-
mus zwangslaufig demokratische, politische Ent-
scheidungsstrukturen hervorbringt. Dass dem auf
wirtschaftlicher und sozialer Ebene keineswegs
so ist, im Gegenteil, wurde schon in der 2.The-
se dargestellt. Doch auch die politische Demo-
kratie ist nicht auf immer gesichert.

BerUhmt-berUchtigste Beispiele aus der Geschich-
te sind ja wohl der deutsche und der italieni-
sche Faschismus. Die Krupp,Stinnes, Siemens,
Zeiss,•IG-Farbenindustrie usw. sind die grossen
Nutzniesser des Nationalsozialismus gewesen: die
Ausrottung der Kommunisten, Sozialisten und der
jUdischen Mittelklasse, die Zerschlagung der Ge-
werkschaften, die korporatistische Wirtschafts-
und Sozialpolitik (von 1932 bis 1937 steigen die
Unternehmergewinne um 83%, die Ltihne um 4,6%!)
die expansionistische Welteroberungspolitik
sind nur ein paar Stichworte, die trotz alter
notwendigen Nuancierungen beweisen, dass der
deutsche Faschismus keineswegs nur ein Hirnge-
spinst Hitlers war, sondern den Interessen einer
bestimmten Gesellschaftsschicht entsprach. Und
das gilt auch heute noch fir die zahlreichen,
faschistischen Regime in der Dritten Welt, ins-
besondere in SUdamerika, wo die Bourgeoisie nur
mehr mit Hilfe eines Zwangstaates die Volksmas-
sen kleinhalten und ausbeuten kann.

In Luxemburg sind solche Terrormittel zwar spa-
testens seit Hitlers Zeiten verptint, doch die
Geschichte muss uns lehren, dass eine Wiederho-
lung immer noch mbglich ist, denn der Kapitalis-
mus lebt weiter.

Und es fallt nicht schwer, auch fur unser Land
Karl Kautskys Ausspruch aus dem Jahre 19o2 :

"Die Kapitalistenklasse herrscht, aber sie re-

giert nicht", zu beweisen. Industrielle und Ge-
schaftsleute sind in der Tat selten selbst in
Parlament und Regierung vertreten. Trotzdem ge-
ben die 1973 verdffentlichten Zahlen Uber die
Vertretung von Politikern in den Verwaltungs-
raten von Aktiengesellschaften zu denken: 8 von
21 CSV-Abgeordneten sassen damals in 14 Verwal-
tungsraten, 5 von 12 LSAP-Abgeordneten sassen
in 11 Raten 6 von 11 DP-Deputierten kumulier-
ten 12 Verwaltungsratmandate, bei der SdP sassen
2 von 5 Volksvertretern in 3 Raten. Die KP gab
ihre Zahlen nicht bekannt. Schade, dass die da-
malige Pressepolemik sich nicht wiederholte und

auch die jetzigen Abgeordneten zur Offenlegung
ihrer Verwaltungsratmandate zwang. Doch alles
sagt eine solche Liste noch nicht aus. Erstens
fehlen in ihr Beratervertrage, die nicht zu Rats-
sitzen Anrecht geben. Zweitens steht fest, dass
viele Politiker nicht persbnlich, sondern Uber
FamilienangehOrige in den hohen Geschaftskreisen
anwesend sind. Auffalliges Beispiel fur die en-
gen Bindungen zwischen Geschaftswelt und Politik
ist auch die Person des frUheren Staats- und
Finanzministers Pierre Werner, der sofort nach
seiner Wahlniederlage von 1974 zum Prasidenten
der "Societe de Banque Suisse" kooptiert wurde.

Durch ihre soziale Herkunft stammen die meisten
Politiker eher aus der Mittelschicht (Arzte,
Anwalte) oder gar dem KleinbUrgertum. Arbeiter
sind htichst selten, denn Gewerkschaftsfunktio-
are darf man, wie wir schon in der letzten Hum-
mer feststellten, nicht als reprasentativ anse-
hen. Diese "sozialen Aufsteiger" sind jedoch
kein Beweis fir die Demokratisierung der poli-
tischen Elite; eher muss man sie als Beispiel
fur die VerbUrgerlichung und Anpassung fahiger
Elemente aus untern Klassen werten, die wegen
ihrer vorerst noch unsicheren sozialen Lage
umso fleissigere Anhanger der Oberschicht sind.

Dieselbe Verfilzung mit der Geschaftswelt lasst
sich auch fur die oberen Verwaltungsbeamten
feststellen. Sie sind keineswegs so "neutral" -

wie oft behauptet wird-,dass sie nur die Interes-
sen des Staates im Dienste der jeweiligen Regie-
rung im Auge hatten. Der Wechsel von J. Dondelin-
ger vom Kommissariat fur die Bankenkontrolle zum

Direktorenstuhl	 der "Banque
Internationale" ist nur ein Beispiel unter andern.
Der Wechsel eines Staatsurbanisten zum Leiter
einer privaten Baufirma ist ein anderes. Ueber
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die ideologischen Neigungen dieser Verwaltungs-
eliten diirfte kaum ein Zweifel bestehen. "Man
darf im allgemeinen annehmen, dass die hOheren
Staatsbeamten in den Landern des fortgeschritte-
nen Kapitalismus in den Gremien des Staates eine
konservative Rolle spielen " (R. Miliband), wo-
bei ein fortschrittlich gesinntes Interesse an
einzelnen Reformpunkten zum Zweck der Systemer-
haltung keineswegs auszuschliessen ist. Gesell-
schaftliche Herkunft, Familienbindungen, Bildungs-
voraussetzungen, Freizeitbeschaftigungen Lassen
sie demselben Milieu der Grossunternehmer ange-

hiiren, mit dem sie oft auch beruflich zu tun ha-
ben. Auf die Rolle dieser Verwaltungstechnokra-
ten im legislativen Prozess wird noch zurUckzu-
kommen sein.

Wenn auch nicht unbedingt mit oyene)t. G watt
wie zu Zeiten des Faisch,i)snws, Aso Athet doch 6eAt,
dazz die kapitatiAtiAchen Win,tscha6t5e,eiten
geyulgendMittet zun Hand haben, um die "demohna-
tizcheh" Entseheidungen La ihnem Sinne zu be-
eingussen. Die personelle Verflechtung mit der
Staatselite aus Politik und Verwaltung ist nur
ein Mittel.

Konzertierung	 Mitbestimmung

In der letzten "forum"-Nummer habe ich erwahnt,
dass in den frUhen zwanziger Jahren in den mei-
sten Industrielandern, das Wahlrecht auch auf die
Frauen ausgedehnt wurde, weil sie im Krieg in
den Fabriken ihre an die Front geschickten Man-
ner vollwertig ersetzten und somit ihr Ausschluss
von der politischen Demokratie nicht mehr zu
rechtfertigen war.

Wahrend des Krieges war aber auch erstmals die
Rolle der parlamentarischen Gewalt angeschlagen
worden. Sie war zu schwerfallig, um die anste-
henden Entscheidungen wirksam zu treffen. Die
Exekutive gewann einen Vorsprung, dessen Auswirk-
ungen heute wir noch analysieren mUssen. Ganz
besonders gilt dies furs Wirtschaftsleben, wo
die Versorgung der BevOlkerung, vor allem aber
der RUstungsnachschub sichergestellt werden muss-
te. Nach dem Kriege hbrten die Interventionen
des Staates auf bkonomischem Gebiet nicht auf.
Defizitare Dienstleistungsbetriebe (Gas-,Wasser-
versorgung, Eisenbahn,u.a.) hat er ganz oder
teilweise in eigener Regie Ubernommen, weil das
Allgemeinwohl davon abhing.

1922 fUhrte der Staat durch die Unterzeichnung des
UEBL-Vertrages seine UnterstUtzungspolitik fur
die Aussenwirtschaft- wie einst zu Zeiten des
Zollvereins- fort. Die ARBED-Verantwortlichen
erwarten noch mehr:"Pour supprimer dans toute
la mesure du possible les tensions economiques
entre les nations, it faut envisager de grands
cadres de la production, la creation de commu-
nautés d'intérets completes, caracterisees par
l'interpenetration des capitaux engages.(...)
une condition du succes serait que 'de telles or-
ganisations s'inspirassent, non du seul interet
du producteur, mais de l'interet general. Ce
n'est qu'ainsi que pourra se justifier l'emprise
des forces economiques dans le domaine politi-
que(...)" Mit dem letzten Satz verrãt der dama-
lige ARBED Direktor Emile Mayrisch (1927), dass

der staatliche Wirtschaftsdirigismus keineswegs
zuungunsten der Kapitalisten erfolgt, dass sie
sogar vermehrten Einfluss erhoffen. Von einer
demokratischen Kontrolle der Wirtschaft durch
den Staat wird man also nicht reden dUrfen. Der
heutige ARBED-Prasident Emmanuel Tesch (1974)
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ist noch genauer:"Die ARBED ist kompetent fur
technische Hochleistung und wirtschaftliche Effi-
zienz; der Staat ist jedoch zustandig fur die
Bewahrung des Wachstums, ebenso fur die Gewahr-
leistung der wirtschaftlichen, soziologischen,
und politischen Harmonie. Die Industrie ist nur
ein Gleichgewichtsfaktor, der Staat (sofern er
befriedigend funktionniert) ist eine Gleichge-
wichtsgarantie." Im Sinne dieser Harmoniepoli-
tik schenkt denn auch der Staat in dem im Marz
1979 unterschriebenen Stahlabkommen der ARBED
3,5 Milliarden Franken (mindestens).

Zur Wahrung des "sozialen Friedens" wurden aber
schon in Luxemburg 1924, nachdem es auf Betrei-
ben der 1917 entstandenen Gewerkschaften 1919-
1922 zu schweren Unruhen gekommen war, Berufs-
kammern eingefUhrt, denen das Recht zugestanden
wurde, Gutachten fiber alle ihre Berufsgruppen
betreffende Gesetzesvorschlage abzugeben. Der
Elan der damals sehr kampferischen Gewerkschaf-
ten sollte so in institutionalisierte Bahnen
gelenkt werden. Die Integration der gewerkschaft-
lichen FUhrungsschicht wurde eingeleitet. (Heute
werden diese Berufskammern als Errungenschaft
zugunsten einer grOsseren-Volksbeteiligung an
der Gesetzgebung gefeiert; das war damals nicht
der Sinn und ist auch heute, wie wir noch sehen
werden, nur bedingt der Fall.)

Die integrierende Rolle des Staates wurde in Lu-
xemburg 1966 bei der GrUndung des Wirtschafts-
und Sozialrates erneut offenbar: sind Patronat
und Salariat in den Berufskammern noch getrennt,
so soil der WSR beide, mit Vertretern der Staats-
verwaltung, vereinigen, damit sie gemeinsame Gutach-
ten abgeben, getreu der sozialpartnerschaftlichen

Ideologie: "Quand nous franchissons le seuil de
cette maison, nous Otons nos casquettes 'ARBED'
et 'LAV' et ne sommes plus que membres du conseil
6conomique et social.(...) Au CES nous n'avons
donc pas a nous occuper des problemes quotidiens
directs, mais des questions qui au-dela du sala-
riat et du patronat, concernent la nation toute
enti6re... Encore une fois, s'il est souvent
tenu compte de nos avis, ce n'est pas pour la
raison que le gouvernement voit en nous un groupe
de pression, mais parce qu'ils sont bien rdflé-
chis et fondest" (ARBED-Direktor Georges Faber,
1975).

Statt die Mitbestimmung der Burger im Staat zu
verstarken, greift der WSR deutlich in die Kom-
petenzen des gewahlten Parlamentes ein, und dies
nicht nur was reine Sozial- und Wirtschaftsfragen
anbelangt (vgl. z.B. "Tronc commun" - Vorlage
des WSR). Die Regierung kann nun die Abgeordneten
mit dem Argument unter Druck setzen, die im WSR
vertretenen "forces vives de la nation" hatten
ihrem Projekt zugestimmt, an diesem Konsensus sei
nicht mehr zu rUtteln. Und gleichzeitig haben die
GewerkschaftsfUhrer sich die Hande gebunden.

Diesen vorparlamentarischen, nicht demokratisch
legitimierten Konfliktregelungsinstitutionen hat
die sozialliberale Regierung 1974 im Zuge der
Wirtschaftskrise eine neue hinzugefUgt: den "Co-
mite de conjoncture", dem neben den Regierungs-
vertretern die Sozialpartner angehdren, mit dem
Zweck Krisenerscheinungen in einzelnen Betrieben
frUhzeitig entgegenzuwirken.

Schliesslich stimmte Ende 1977 die Kammer einem
Gesetz zu, das die "Tripartite" institutionali-
sierte: ein weiteres Organ zum Management der

Wirtschaftskrise, mit Regierungs-,Patronats-,
und Gewerkschaftsvertretern, in dem die beiden
letzten Gruppen wichtige Eingriffe in die Wirt-
schaft (z.B. die Ausserkraftsetzung der Indexklau-
sel bei den Ldhnen oder einen Lohn-und Preisstopp)
initiieren oder verhindern kfinnen, ohne politi-
sch zur Rechenschaft gezogen werden zu kOnnen.

So wird der Staat, seinerRolle als Integrator
widersprUalicher Interessen voll gerecht, mit
der Einschrankung, dass es sich nur um die In-
teressen verschiedener Technokrateneliten han-
delt. Denn von einer Vertretung des Basiswillens
kann kaum noch die Rede gehen, auch nicht im
Falle der GewerkschaftsfUhrer. (Die Machenschaf-
ten bei der GrUndung des OGBL und dessen wenig
demokratischen Statuten zeigten dies einmal
mehr.)

Eine solche Konzertierung steht aber kaum im
Dienste der Arbeiterschaft. Gerade die Wirt-
schaftskrise seit 1975 offenbarte wieder das al-
te kapitalistische Gesetz, dass das Recht auf
Profit fiber dem Recht auf Arbeit steht. Noch
im Jahre bevor die MMR-A schliessen musste,
schUttete sie den Aktionaren Dividenden aus:

Trotz Drittelparitat im Verwaltungsrat, trotz
gemischtem Betriebsausschuss seit 1974 hat die
ARBED-Direktion Belegschaft pnd Regierung so-
wohl bei ihrem Aktienkauf in Gent (SIDMAR) als
an der Saar vor fertige Tatsachen gestellt. Auch
beim Abbau von mehreren tausend Arbeitsplatzen
in der alleinigen Stahlindustrie haben weder
die staatlichen noch die gewerkschaftlichen In-
stanzen etwas zu bestellen, um so weniger als
die Europaische Kommission in BrUssel gar ihre
Ermunterung dazu spricht.

Auch die z.T. staatliche Finanzierung der Ar-
beitslosenunterstUtzung, die zeitweise ausge-
fUhrten "Notstandsarbeiten", die Subsidien in
Wile von 3,5 Mrd. (=10% des jahrlichen Staats-
haushaltes) an die alleinige ARBED zur Umstruk-
turierung ihres Betriebes sind letzten Endes

Geschenke des Steuerzahlers an private Profit-
nehmer.Die staatliche "soziale Frieden"- Politik
wird solange zugunsten des Kapitalismus gewertet
werden mUssen, als der Staat nicht als Gegenlei-
stung eine Beteiligung an den Profiten fordert,
die mit seiner Hilfe gemacht werden.
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Die KonzektienungzoAgane &Lnd 4amit nun InztAu-
mente, mit denen daz GitozAkapitat umte& pantnen-
6cha6teichemMlintaehenseineInte_nezzen duAdvset-
zen kann.

Der Druck der Unternehmerschaft ist dabei so
gross, dass die sich sozialistisch nennende Re-
gierungspartei sogar schon im Wahlprogramm be-
wusst auf Forderungen wie diejenige nach einer
35- Stunden-Uoche verzichtet, weil solche von
einer kUnftigen Regierung nicht gegen die ARBED-
Herren durchgesetzt werden k6nnten. Von der Sou-
veranitat des Parlaments spricht man dann wohl
am besten nicht mehr.

Von einem gleichwertigen Gegendruck der Gewerk-
schaften braucht hier nicht einmal gesprochen zu
werden, denn abgesehen von der Tatsache, dass ih-
re (finanziellen) Druckmittel sich nicht mit je-
nen des Patronates messen k6nnen, ist die Arbei-
terschaft meistens so gespalten -gerade Luxemburg
liefert ja 1979 ein kaum zu Uberbietendes Beispiel
dafUr- und in den Massenmedien oft so benachtei-
ligt, dass ihr "Druck" meistens hoffnungslos
bleibt, zumindest was die Strukturen anbelangt.
Zudem hat die Integration der GewerkschaftsfUh-
rer in die Oberschichten das ihrige zu einer
"Anpassung" der Arbeiterorganisationen an das
herrschende Wirtschaftssystem beigetragen. Albert
Meister schreibt: "Les syndicats ont accept6 les
objectifs de developpement de 1 1 6conomie, c.-a-
d, des objectifs de croissance quantitative dans
les cadres actuels et non dans des buts de trans-
formation des cadres sociaux, et dans cette op-
tique, leur politique consiste a mieux adapter
les hommes a ces objectifs de croissance."
Die BefUrwortung einer Atomzentrale in Remerschen
durch den LAV bestatigt vollauf diese Analyse.

Hingegen ist, wenn von Konzertierung und inte-
grierender Rolle des Staates die Rede 1st, noch-
mals auf die Funktion der Massenmedien und Bil-
dungsinstitutionen hdnzuweisen, durch die auch
die BUrger, die nicht zu den genannten Eliten
gehdren und objektiv Opfer des Wirtschaftssys-

C°

tens sind, geistig an seine Forderungen angepasst
werden. Letztes Mal habe ich schon auf die ent-
politisierende Rolle der Massenmedien und Konsum-
propaganda hingewiesen. Ueber Kampfaktionen zur
Durchsetzung von berechtigten Forderungen wird
in der marktbeherrschenden Presse immer nur un-
ter negativen Vorzeichen berichtet: Konzertie-
rung wird als einzig vernUnftige Haltung darge-
stellt, fiber mbgliche Misserfolge einer solchen
wird geschwiegen. Immer starker soll dem BUrger
(un)bewusst werden, dass "der Staat" fUr ihn,
seine Erziehung, seine Gesundheit, seine Frei-
zeit, seine Bildung, seine Arbeit, seine Frei-
heit sorge.Eigene WUnsche und AnsprUche solle
er also wom6glich nicht mehr entwickeln. Das
auf unbedingtem Gehorsam und hierarchischen
Strukturen aufbauende Schulsystem erzieht ihn,
im Prinzip, zu einem Zahn im grosseh Raderwerk
des Produktions- und Konsumsystems.

Wen sich diesem Raderwerk aber entziehen will,
wird marginalisiert, wird als Utopist verschrien,
lauft Gefahr als VerrUckter zu enden, oder sieht
schliesslich keinen andern Ausweg mehr als im
Terrorismus. Das Benehmen der grUssten Luxembur-
ger Tageszeitung gegenUber dem "forum"-Rundtisch-
gesprach vom 18.4.1979 Uber den Sinn der Wahlen
1st ein Beispiel von Hunderten: Die Veranstaltung
wird totgeschwiegen, die Leser sollen gar nicht
erfahren, dass es auch Leute, gar Christen, gibt,
die das bestehende politische System in Frage
stellen.

Regierung und Verwaltung ><, Parlament

Nicht nur ausserer Druck von Seiten der Kapital-
manager oder innere "Unterwanderung " der staat-
lichen Gremien wie Verwaltung und Abgeordneten-
kammer durch kapitalistenfreundliche Eliten be-
drohen das parlamentarische System. Es gibt auch
innere Symptome fUr einen RUckgang der demokra-
fischen ZUge in den westlichen Staatssystemen.

An erster Stelle ist hier die &apide 6inkende
EingLoAnalune den Abgeo&dnetenkamme& au6 den
Gezetzgebungspiwzu zu nennen, obschon dies
ihre eigentliche verfassungsgemasse Aufgabe sein
sollte. De facto wird die legislative Gewalt
immer mehr von der exekutiven Gewalt vereinnahmt.
Die Volksvertreter der Mehrheitsparteien bejahen,
ohne Einfluss darauf zu nehmen, die Gesetzesvor-

schlge der Regierung, lies der Verwaltungsbeh6r-
den. Gesetzesinitiativen von Abgeordneten haben
Seltenheitswert und dringen fast nie zum ab -
schliessendem Kammervotum vor. Mit Hilfe des
Staatsrates bringt die Regierung sie auf dem In-
stanzenweg zum Erliegen. Aenderungsvorschlage
von Parlamentariern zu regierungsseitigen Geset-
zestexten haben auch immer weniger Aussicht auf
Erfolg: solche von Seiten der Opposition werden,
oft aus Besserwisserei,prinzipiell abgelehnt,
wahrend die Mehrheitsabgeordneten keine mehr in
Vorschlag bringen, es sei denn in den Kommissions-
sitzungen. Diese finden aber hinter verschlosse-
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Depuis 1951, je participe activement a notre vie
parlementaire et comme maint de mes vieux col-
legues, j'ai l'impression que l'exercice de ces pou-
voirs de legiferer, dune part, et de contrOler la ges-
lion de Pexecutif, d'autre part, devient de plus en
plus difficile et qu'il risque parfois meme de nous
eichapper en partie.

Si le Parlement doit pouvoir jouer pleinement le
double role qui lui revient dans notre structure
institutionnelle, les moyens materiels mis a la dis-
position des deputes devront etre serieusement ame-
here's, rationalises, modernises.

Des credits speciaux devront etre accordes
pour permettre la realisation d'etudes techniques ou
scientifiques par des tiers au profit des parlemen-
taires.

Une partie essentielle du travail parlementaire
s'accomplit en commission. Pour ameliorer ce travail,
it importe que les commissions soient appelees a par-
ticiper a la procedure d'elaboration des projets de loi
bien avant que ceux-ci ne leer parviennent comme
documents definitifs avises par le Conseil d'Etat et
les autres instances consultees.

L'efficacite des travaux en commission gagnerait
a sortir de l'ombre des reunions fermees, trop entou-
rees de secret, pai une publicite plus large et ou-
verte.

Pour sensibiliser l'opinion publique a 'Impor-
tance des travaux parlementaires, it faudra permet-
tre a la radio et a la television de transmettre en di-
rect des seances importantes du Parlement.

Antoine Wehenkel, Président de la Chambre
des Deputes, dans son discours inaugural
lors de la séance constitutive du 27.6.74

nen TUren statt, so dass can wichtiger Teil der
politischen Mitbestimmungsarbeit der Einsicht
und der Kontrolle des Burgers entzogen wird. Die
AusfUhrung der Gesetze entzieht sich der parla-
mentarischen Kontrolle schliesslich fast ganz.
Und immer mehr Gesetze sind leere Rahmen, die
erst mit AusfUhrungsreglementen der Exekutive,
die keine eigene parlamentarische Zustimmung brau-
chen, fur die Praxis wirksam gemacht werden mUs-
sen. (Das "Tronc commun"-Gesetz sieht z.B. Uber
2o solcher Reglemente vor!) Bei der Erstellung
dieser Texte haben nun die Verwaltungstechnokra-
ten freie Hand,

Zum Teil ist die Machtlosigkeit des Parlaments
auf die fehlende technische Infrastruktur, inkl.
eigene Sachbearbeiter, zurUckzufUhren, wahrend
der Regierung ein Beamtenapparat von Uber 12 000
Mann zur VerfUgung steht, der wachst und wachst
und wachst und wenn ntitig durch ausldndische Ex-
perten erganzt wird, Eigene Gegenexpertisen der
Kammer sind z,B. nicht mUglich. Doch dieses Miss-
verhaltnis allein genUgt nicht, um die Vorherr-
schaft der Exekutive zu erklaren. Der deutsche
Bundestag z.B. ist in dieser Hinsicht sicher
besser gestellt und hat doch kaum mehr Einfluss.

Dass aber Technokraten und nicht Volksvertreter
immer haufiger hochwichtige Entscheidungen tref-
fen, die oft ihre Auswirkungen bis in den Geld-

Le depute Jean Dupong en 1966:

Onse System hei am Land ass eso', datt e sech
warm left, an da kre'e mir Schwieregketen. Eng
dervun ass, datt dem Parlament net me' de'
Importenz zo'kent, de' him zo'komme muss.
Mir sin zwar de', de' leschten Endes decide'eren;
ma dir wesst jo, we' et ass: Gewe'nlech wa mir
Mat dene wichtege Problemer saise'ert gin, da sin
se eso' weft gediehen, datt mir net me' vill kOnne
machen an onse Stempel bal mussen drop drecken
op de' Projet'en, de' en dehors vun de politesche
Parteien a vun der Chamber entweckelt go'fen an
de' eventueil an engem Dialog zweschen der Ad-
ministration an de Beruffsgruppen zustane
komm sin, Dir Heren, dat ass eppes, wo'mat
ech als Politiker an als Depute'erten net fro'
sin. Well dat schwacht d'Parlament an d'poli-
tesch Parteien, de' dann net me' de' ne'deg Kraft
hun, fir d'Steier eremzewerfen. Mir sin zwar
gestemmt vum Vollek, ma wat gi mir de Leit?
Mir hun e ganz lamentablen Spektakel unze-
hidden a mir sin net eso' keng, eng Mesure em-
zebe'en aus Angscht vrun dem, wat mir Pres-
sio'nsgruppen nennen.
Compte rendu de la Chambre des Deputes, 1966-1967, col. 92)

Eugene Schaus, depute

J'avais, Messieurs, l'intention de deposer a mon
tour un amendement pareil lequel correspondrait,
je le repete, entierement aux vues que je viens
de developper et constituerait un minimum de
dispositif de sauvegarde contre les carences ou
les fautes de notre Gouvernement.
Apres mare rdflexion cependant j'y ai renonce.
En effet je me suis rappele que chez nous les
amendements presentes par la minorite parlemen-
taire soot en general vouds a l'échec parse que,
ainsi que l'a un jour, et ce n'est pas encore si
longtemps, declare un honorable membre de 1,1
majorite, its émanent preciseinent d'un membre
de ['opposition.
(Lois du 30 novembre 1957. Marche commun, Euratom, In-
stitutions communes. Documents et discussions parlementaires,
Lux., s.d., p.

Al terspras i dent J . P . Urwal d (CSV)

Eng Tatsaach wei se haut och an der
breder Offentlechkeet erkannt get as dei,
dass d'Chamber esouwuel infrastrukturell
wei och administrativ gesin, net Schrett
hale kann mat der Regierung an hirem gutt
organiseierte Verwaltungsapparat. Eng
Feststellung, dei emsou mei beangstegend
as, well op Grond vun der zouhuelender
Techniziteit a Wössenschaftlechkeet vun
dene Problemer mat denen se konfronteiert
get, d'Chamber ernmer manner an der Lag
as, hiir Roll als Legislativgewalt a virun al-
lem hirer Kontrollfonktioun vis-a-vis vun
der Regierung a voller Onofhangegkeet ge-
recht ze gin. Hei sollte mer ons ganz
eescht d'Fro stellen, ob et sech net virun
allem op deem praktesch administrative
Plang opdrangt, dem Stellwert vun onser
parlamentarescher Institutioun wait mei wei
an der Vergangenheet Rechnung ze droen,
andeem een den Deputeierten am Kader
vun hirer jeweileger Fraktioun p geegnete
Staaf vun Experen zur Verfugung stellt.

Auszug aus der Erbffnungssitzung der
Abgeordnetenkammer vom 10.10.78



beutel jedes einzelnen hinein haben, ist Behr
deutlich am Beispiel der geheimen Finanzminister-
oder Bankengouverneuretreffen zu sehen. Der be-
kannte franzOsische Wirtschaftsprofessor Fran-
gois Perroux meinte: "Nous ne sommes pas serieux
quand nous faisons une heure de tours sur les
mecanismes de la devaluation, parce que nous ne
décrivons jamais -et peut-etre sommes-nous im-
puissants de le faire- les procedes concrets au
moyen desquels, entre la fermeture de la Bourse
un vendredi apres-midi et sa reouverture un

lundi matin, une monnaie dite nationale a chan-
ge de parite. On ne sait pas quels coups de tele-
phone se sont echanges entre qui et qui, et c'
est finalement cela qui compte." (Entsprechen-
des gilt Ubrigens auch fur die Baugenehmigungen,
die ein BUrgermeister allein mit einem Feder-
strich gewNhren kann, selbst fur Kernkraftwerke!)
Angesihts der roten und schwarzen Telefone, der
Telexnchinen und Spitzengesprache in Senningens
Schlosspark oder auf Bahamas Sandstrand, sehen
unsere Wahlzettel alle fUnf Jahre doch etwas
1Ncherlich aus!

Sachzwnge >< Alternativentscheidungen

Gerade im wirtschaftlich so stark vom Ausland
abhNngigen Luxemburg, wo UEBL-, EG-, NATO-Ent-
scheidungen sozusagen automatisch Gesetzeskraft
erlangen, wo auslandische Kapitalgeber ohne
Schwierigkeit die Regierung direkt unter Druck
setzen Unnen(siehe Widerstand der Goodyear,
Du Pont de Nemours & Co. gegen ein Mitbestimmungs-
gesetz vor 1974), werden natUrlich sog. Sach-
zwNnge gern im "nationalen Interesse" gegen die
Demokratie ins Feld gefUhrt. Auf die Tatsache
hinweisend, dass der Aussenhandel bei uns 9o% des
B.I.P. ausmacht, meinte Wirtschaftsminister M.
Mart 1972: "Si on part de ces données et si on
entend preserver la souverainete nationale du
Luxembourg, it est manifeste que seule une pro-
ductivite et une competitivité maximales peuvent

garantir le bien-etre national. Aucun parti ne
saurait eluder ces faits fondamentaux et ainsi
on pent en toute tranquilité risquer l'affirmation
qu'au fond toute tendance politique s'est ap-
puyee sur les fondements du liberalisme économi-
que, ceci meme au cas oil elle ne le revélait pas
toujours clairement."

In der Tat mit dem Funktionsverlust des Parlamen-
tes , hengt sicher auch der Profilverlust der Par-
teien zusammen. Jeder BUrgerkundelehrer weiss aus
Erfahrung, wie schwer es ist, jungen Leuten die
Unterschiede zwischen den Parteiprogrammen zu
erlNutern. Die nichtssagenden Wahlslogans von
1979 sind ein beredtes Zeugnis mehr: "Mir kommen,
gitt mat eis!"	 "Aarbecht dei sech weise
- "..., a firwat at?" - "Leiwer...." - "Des
Mier ...". Typisch ist insofern auch, dass in
November-Dezember die 5 grossen Parteien zwar
schon ihre Kandldaten bekannt gegeben haben, im
MNrz-April aber erst Wahlprogramme festgelegt
wurden. Es gilt die Macht um jeden Preis zu er-
ringen, auch um jenen, den Alternativcharakter
zu verlieren,denn man will, muss ja auch Mier
aus dem gegnerischen Lager gewinnen. Und so fin-
den sick, wie von Minister Mart angedeutet, (fast)
alle zusammen, um den Staat, das kapitalistische
Wirtschaftssystem, die NATO, u.a.m. zu bejahen,
jedoch mit dem Versprechen, nur die eigne Partei
Unne so (:?) das GlUck aller herstellen.

Und geflissentlich Uberspielt wird dabei die Tat-
sache, dass nicht sie, die Politiker, sondern die
Verwaltungstechnokraten dieses "GlUck" machen.
Wer Unnte z.B. ehrlich behaupten, nach dem -
parteipolitisch gesehen - so grossen Umschwung
nach den Kammerwahlen von 1974 habe es in der
Praxis entscheidende Aenderungen gegeben: immer
noch werden lebensgefNhrliche Strassen und kin-

derfeindliche "soziale"Wohnungen gebaut, werden
Older und Hecken dem Industrieausbau geopfert,
sind die Schulklassen zu gross und werden blut-
notwendige Lehrerkandidaten als UberflUssig be-
zeichnet, werden der Grossindustrie Steuerge-
schenke ohne kontrollierte Gegenleistung gemacht,
werden Gefangene als minderwertige Menschen be-
handelt, und noch steht keineswegs fest, dass
die Chancengerechtigkeit in den Schulen bald
grosser wird.
Statt im Dientt den Bdtgen, den DemokAatie zu

ztehen, i/st die 6taatliche Banotmatie einez den
Haupth-Endennizze bun die epl ektNeMitbmtim-
mung den Banget.
Und nichtsdestoweniger behauptet 1978 Staats-
minister G. Thorn, die BUrgerinitiativen, die
allmahlich den Widerstand gegen die angeblichen
Sachzwange der BUrokraten und der von diesen
beherrschten Regierungen organisieren, seien
eine Gefahr fur den Fortschritt in der Demokra-
tie.

Unsere Sicherheit liegt — und zwar aus-
schliefilich — darin, dat wir Entscheidun-
gen, die die Offentlichkeit angehen, dem
Test 'Ventlicher Debatte unterwerfen. Was
der offentlichen Debatte nicht standhalten
kann, diirfen wir nicht durchfiihren.

J. K. Galbraith
PF 41/45
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Kapitalistischer Technokratismus
auswegloser Autoritarismus

Manches, was in den obigen Thesen gesagt wurde,
kdnnte die kommunistische Theorie des "staats-
monopolistischen Kapitalismus" stUtzen, die be-
hauptet, der Staat sei nur ein Instrument in der
Hand der Grossbourgeoisie.

Wer die Uberdimensionalen Europabauplane fur
Kirchberg oder die UberflUssigen Autobahnprojek-
te kennt, wer die leerstehenden "sozialen" Woh-
nungen in Steinheim und Echternach (z.B.) oder
die Freiheit und Sicherheit der BUrger bedrohen-
den Kernkraftvorhaben sieht, der zweifelt kaum
daran, dass hier der Staat nur die Hand vorhalt,
damit einige wenige sich segnen dUrfen. Auch die
oben gemachten Feststellungen Uber die jUngsten
Krisenmanagementmassnahmen sprechen fUr eine
Theorie des Staates - mitsamt seiner legislati-
ven Gewalt- im Dienst des Kapitals. Ein so offen
konservativer Mann wie Raymond Aron schreibt:
" I1 va de soi qu'en regime fonde sur la pro-
priéte privee des moyens de production, les me-

sures prises par les legislatures et les minis-
tres ne seront pas en opposition fondamentale
avec les interets des proprietaires."

Hartnackige GerUchte wollen wissen,die
Anti-Alkohol- und Anti-Tabak-Kampagne
des Gesundheitsministeriums, von der ja
in letzter Zeit nicht mehr viel zu hUren
ist, sei deshalb eingestellt worden,
weil der eine oder andere Zigarettenpro-
duzent der Partei des derzeitigen Gesund-
heitsministers gedroht habe, keine Wahl-
spende zu machen, falls der "Unfug" Uber
gesundheitsschadigende Wirkungen des Zi-
garettenrauchens nicht aufhdre.
Niemand wird solche GerUchte UberprUfen
ktinnen. Die betroffene Partei kann sich
aber nur vdllig reinwaschen, wenn sie -
wie das von alien Parteien zu verlangen
ist - die Karten ihres Wahlfonds vdllig
offenlegt. Eine Partei hat dies den an-
dern Ubrigens schon vorgeschlagen. Wir
sind gespannt auf ihre Reaktion.	 m.p.

Doch sie kdnnen von deren direkten Interessen
abweichen, denn sie mUssen mit den Interessen
anderer technokratischer Eliten abgestimmt wer-
den. Im jUngsten Stahlumstrukturierungsabkommen
musste auch die ARBED-Leitung einige Zugestand-
nisse machen:z.B. wird der Staat nur 15% der
DAC-Ohne Ubernehmen und keiner wird einfach
entlassen. Es ist auch vorauszusehen, dass wenn
die Mindestzahl von 16 5oo Beschaftigten in der
Stahlindustrie unterschritten werden sollte, die
gewerkschaftlichen Technokraten nicht mehr mit-
spielen (Unnen). Zugestandnisse in Richtung
35-Stunden-Woche sind nach Belgien wohl auch
andernorts zu erwarten. (Wohlgemerkt: Die Er-
folge der Arbeiterseite wiegen m.E. bei weitem
nicht jene der Arbeitgeberseite auf: Die Schaf-
fung von 7.5oo neuen Arbeitsplatzen ist nur ein
zu Papier gebrachter frommer Wunsch.)

Kompetenzschwierigkeiten zwischen einzelnen
Ministerien (z.B. in Sachen Raumplanung) zeigen,
dass auch die staatlichen Technokraten kein mo-
nolithisches Gebilde darstellen. Vor allem im
Erziehungssektor dUrfte feststehen, dass die
Bildung nicht nur im Interesse der Kapitalherren
steht, sondern genausogut kritische Haltungen
provozieren kann. Schliesslich ist im kleinen
Luxemburg noch zu berUcksichtigen, dass manche
Entscheidungen beim Staat aus personalen RUck-
sichten gefallt werden, was ihren demokratischen
Charakter nicht gerade hebt, aber auch eine
gewisse Unabhangigkeit von Kapitalinteressen
bezeugt.

Weder in der Politik noch in der Wirtschaft
gibt es einen Determinismus. Der Mensch bleibt
Herr der Geschichte. So steht ja auch historisch
fest, dass der fortgeschrittene Kapitalismus
zum Faschismus fUhren kann, oder aber auch mit
einem breiten Angebot an persdnlichen und poli-

tischen Freiheiten vereinbar ist. Durch die Aus-
Ubung dieser Freiheiten im Rahmen der im 19.Jh.

entstandenen demokratischen Staatsform wurde
ohne Zweifel die Lebenslage vieler Menschen ver-
bessert, die Klassenherrschaft abgemildert (auch
wenn durch diese Milderung ihre Existenz an sich
gesichert wurde). Es besteht auch kein Zweifel
dass die Freiheiten begrenzt sind und sogar tug-
lich bedroht werden. Autoritaristische Massnah-
men wie sie seit einigen Jahren in der BRD wieder
zunehmen ("Berufsverbote", Kriminalisierung von
KKW-Gegnern, u.a.m; vgl. Dossier "Deutschland -
ein Wintermarchen", in:"forum" Nr. 21/14.1.1978)
sind kein Zufall, sondern liegen in der Logik
des Systems. Nichtsdestoweniger win.d man cli,e

Begtenzung den beistehenden KeLlei ten und/Aitbe-
ztimmumgonechte nicht dutch	 Ab6cha46ung

au4heben. Denn das alternative politische Regi-
me fur den Kapitalismus lautet Autoritarismus
oder gar Faschismus.

Es gilt also den bestehenden Spielraum z.B. bei
Parlamentswahlen wahrzunehmen. Die Frage ist lei-
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lmaginez un instant des lea-
ders et des militants ne courant
plus les ecrans et les micros ou
ne faisant plus du porte-a-porte
en affirmant	 C'est simple.
II n'y a qu'A... Et si a nos
oreilles ebahies, ils passaient
aux aveux et confessaient : « Je
n'ai pas de solution, Ce n'est pas
simple. Cherchons ensemble. Les
defis de I'Histoire sont anormes.
Ils nous dêpassent tous.

Queue mutation I Nous se-
rions, pour le coup, traites en
citoyens. El les 'eaders cesse-
relent d'être des bateleurs pour
devenir des hommes. De vrais
grands hommes pour le coup.

Oui, mais... Stop. Pas d'enthou-
siasme. Est-ce possible ? Et a
cause de qui est-ce impossible ?
Bien our a cause d'cux. Car ils
sont devores par le besoin de
jouir du pouvoir les leaders po-

litiques et les autres. Et il est
curieux que les intellectuels
negligent, toujours, la volonte
de puissance qui les devore eux-

mêmes.

Oui mais... encore. Eux, ne
sont pas tout. Soyons lucides.
Interrogeons-nous. N'avons-nous
pas besoin que la politique
soit une drogue ? Supporterions-
nous qu'elle ne same pas a
tous vents des assurances ?
Qu'elle ne soit pas promesse ?
Maine si nous savons qu'elle ne
peut etre que promesse non
tenue ? Supporterions-nous que
la politique cesse d'être dis-
cours propaganda pour devenir
parole culturelle ?

Que Ion nous dise : II peut
y avoir des iendemains autres,
pas de lendemains qui
chantent : Sommes-nous ca-
pables d'agir et de vouloir sans
illusion. Lear volonte de puis-
sance se greffe sur notre be-
soin de securites. Toute la poli-
tique, et ses travaux, vient de IA,
ce me semble.
Rend PASCAL
in La Crai	 ofip2/,4431

der nur, ob es in Luxemburg am lo.Juni 1979 Al-
ternativen gibt, die durch eine radikale (4=ge-
waltsame!) Umformung der Wirtschaft (im Sinne
einer Demokratisierung) die Voraussetzungen fUr
eine weitergehende politische und kulturelle
Demokratisierung zu schaffen bereit sind.

Die etablierten Linksparteien kiinnen kaum als
Alternative gelten. Sie hangen demselben Wirt-
schaftswachstums- und Wohlstandsfetichismus und
demselben Staatsbild an wie die offen bUrgerli-
chen Parteien, wenn sie nicht sogar die Macht
des Staates noch erweitern wollen (etwa durch
undifferenzierte Verstaatlichungen von Industrie-
betrieben oder Schulen,z.B.). Und die Zerstrit-
tenheit und z.T. programmatische Unbestimmheit
kleinerer Gruppen lasst auch sie als echte Alter-
native ausscheiden. Dass die "GrUnen" sich nicht
auf einen Wahlkampf um funktionslose Parlaments-
sitze einliessen, ist nach obiger Analyse unter
den jetzigen Umstanden nur folgerichtig.

Ich bin deshalb zur Ueberzeugung gekommen	 und
fand dabei auch die Zustimmung der "forum"-Re-
daktion	 dass es langfristig wahrscbeinlich
wirksamer ist, sich bei den ausstehenden Wahlen
der Stimme zu enthalten. (in Belgien erreichten
die weissen Stimmzettel sehr beachtliche Antei-
le - 1977: 7%, 1978 lo% - und die Kommentatoren
waren sich einig diese Erscheinung als Protest-
verhalten zu interpretieren.) Ich hoffe, dass so
einerseits die Parteistrategen der etablierten
Politikerklasse zum Nachdenken gebracht werden
kiinnen. Wohl Onnte auch eine Stimmabgabe fUr
die kleineren Linksgruppierungen als Proteststim-
me gewertet werden, doch mit einem weissen Zettel
sollen auch sie zu mehr Geschlossenheit bei
gleichzeitig weniger Dogmatismus aufgefordert
werden, um eine echte Alternative darzustellen.
Selbstverstandlich ist eine solche Stimmenthal-
tung nur als provisorische Haltung anzusehen. Je
nach dem Ergebnis ktinnte sie aber auch die "GrU-

„Politik ist die Kunst, von den Armen die
Stimmen und gleichzeitig von den Reichen
das Geld zu erhalten — unter dem Vor-
wand, die einen vor den anderen zu schiit-
zen." Hans Rosendahl
in: 	 taii/

nen" eines Tages zum Ueberdenken ihrer Wahlstra-
tegie fUhren. -Abzulehnen scheint mir hingegen
die Stimmenverteilung auf klar chancenlose Kan-
didaten verschiedener Parteien. Sie kann auch
einer Protesthaltung entspringen, starkt aber
de facto die starken Kandidaten der betreffenden
Parteien (da alle Stimmen einer Liste fUr die
Sitzvergabe gezahlt werden) und man kann sie bei
der statistischen Wahlanalyse richt als Protest-
stimmen erfassen.

Wichtiga abek a 4 das WakEvexhatten wild die
poatizehe Betatigung zein, auzzeAhaeb dieAseA
von den. Potitik ehen abzchkeekenden gko44en Zeit
den. Polemikek: Ln atten Leben6bekeichen den
Demokkatiegedanken vekbkeiten, setbstvekwattete
G.RgenmEchte au4bauen, zein Schiciaat zelamt ,Ln
die Hand nehmen and e6 wedek dem Akbatgebek,
noch dent-eteekhchag noch dem Staat abektawn.
Die Schulen und die Gewerkschaften scheinen mir
Ubrigens zwei vorrangige Bereiche fUr diese Ar-
beit zur Befreiung des Menschen zu sein.

michel pauly

P.S: Die obigen Thesen stehen selbstverstandlich
zur Diskussion. Vielleicht lasst sich in "forum"
die Auseinandersetzung nachholen, die beim Rund-
tischgesprach vom 18.4.79 von den Parteikandida-
ten vermieden wurde.	 Die Redaktion
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